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46 Amtliche Bekanntmachung

Satzung über die Festsetzung der Steuersätze
für die Grund- und Gewerbesteuer in der Gemeinde Stemwede

vom 16.12.2015
(Hebesatzsatzung)

Aufgrund des § 25 des Grundsteuergesetzes vom 07.08.1973 (BGBl. I S. 965), des § 16 des Gewer-
besteuergesetzes vom 15.10.2002 (BGBl. I S. 4167), und des § 1 des Gesetzes über die Zuständig-
keit für die Festsetzung und Erhebung der Realsteuern vom 16.12.1981 (GV NW S. 732) i. V. m. § 7
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom
14.07.1994 (GV. NW. S. 666), jeweils in der derzeit gültigen Fassung, hat der Rat der Gemeinde
Stemwede am 16.12.2015 die nachstehende Satzung beschlossen:

§ 1
Die Hebesätze für die Grundsteuern und für die Gewerbesteuer werden für das Gebiet der Gemeinde
Stemwede für das Haushaltsjahr 2016 wie folgt festgesetzt:
1.  Grundsteuer
1.1  für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 240 v. H.
1.2  für die Grundstücke (Grundsteuer B) 473 v. H.
2.  Gewerbesteuer 417 v. H.

§ 2
Diese Satzung tritt am 01.01.2016 in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) nach Ablauf eines Jahres seit der Verkün-
dung gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde

nicht durchgeführt,
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Stemwede vorher gerügt und

daher die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.

Stemwede, den 16. Dezember 2015 Gemeinde Stemwede
Der Bürgermeister
gez. Abruszat
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47 Amtliche Bekanntmachung

Hundesteuersatzung der Gemeinde Stemwede
vom 16.12.2015

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023), zuletzt geändert durch Art. 4
Transparenzgesetz vom 17. Dezember 2009 (GV NRW S. 950) und der §§ 3 und 20 Abs. 2 Buchst. b
des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV
NRW S. 712/SGV NRW 610), zuletzt geändert durch Art. 1 Jagdsteuerabschaffungsgesetz vom 30.
Juni 2009 (GV NRW S. 394), hat der Rat der Gemeinde Stemwede in seiner Sitzung vom 16.12.2015
folgende Hundesteuersatzung beschlossen:

§ 1
Steuergegenstand, Steuerpflicht, Haftung

(1) Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden im Gemeindegebiet.

(2) Steuerpflichtig ist der Hundehalter. Hundehalter ist, wer einen Hund im eigenen Interesse oder
im Interesse seines Haushaltsangehörigen in seinem Haushalt aufgenommen hat. Alle in einen
Haushalt aufgenommenen Hunde gelten als von ihrem Haltern gemeinsam gehalten. Ein zuge-
laufener Hund gilt als aufgenommen, wenn er nicht innerhalb von zwei Wochen beim Ord-
nungsamt der Gemeinde Stemwede gemeldet und bei einer von diesem bestimmten Stelle ab-
gegeben wird. Halten mehrere Personen gemeinsam einen oder mehrere Hunde, so sind sie
Gesamtschuldner.

(3) Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf
Probe oder zum Anlernen hält, wenn er nicht nachweisen kann, dass der Hund in einer anderen
Gemeinde der Bundesrepublik bereits versteuert wird oder von der Steuer befreit ist. Die Steu-
erpflicht tritt in jedem Fall ein, wenn die Pflege, Verwahrung oder die Haltung auf Probe oder
zum Anlernen den Zeitraum von zwei Monaten überschreitet.

§ 2
Steuermaßstab und Steuersatz

(1) Die Steuer beträgt jährlich, wenn von einem Hundehalter oder mehreren Personen gemeinsam

a) nur ein Hund gehalten wird 54,00 Euro
b) zwei Hunde gehalten werden 60,00 Euro je Hund
c) drei oder mehr Hunde gehalten werden 66,00 Euro je Hund

Hunde, für die Steuerbefreiung nach § 3 gewährt wird, werden bei der Berechnung der Anzahl
der Hunde nicht berücksichtigt; Hunde, für die eine Steuerermäßigung nach § 4 gewährt wird,
werden mitgezählt.

§ 3
Steuerbefreiung

(1) Personen, die sich nicht länger als zwei Monate in der Gemeinde Stemwede aufhalten, sind für
diejenigen Hunde steuerfrei, die sie bei ihrer Ankunft besitzen, wenn sie nachweisen können,
dass die Hunde in einer anderen Gemeinde der Bundesrepublik versteuert werden oder von der
Steuer befreit sind.

(2) Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für Hunde, die ausschließlich dem Schutz und der
Hilfe Blinder, Tauber oder sonst hilfloser Personen dienen. Sonst hilflose Personen sind solche
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Personen, die einen Schwerbehindertenausweis mit den Merkzeichen „B“, „BL“, „aG“, „GL“  o-
der „H“ besitzen.

§ 4
Allgemeine Steuerermäßigung

(1) Die Steuer ist auf Antrag auf die Hälfte des Steuersatzes nach § 2 zu ermäßigen für Hunde, die
als Melde-, Sanitäts- oder Schutzhunde verwendet werden und die dafür vorgesehene Prüfung
vor Leistungsprüfern eines von der Gemeinde anerkannten Vereins oder Verbandes mit Erfolg
abgelegt haben; die Ablegung der Prüfung ist durch Vorlegen eines Prüfungszeugnisses nach-
zuweisen und die Verwendung des Hundes in geeigneter Weise glaubhaft zu machen. Die An-
erkennung des Vereins oder Verbandes erfolgt auf Antrag, wenn glaubhaft gemacht wird, dass
die antragstellende Vereinigung über hinreichende Sachkunde und Zuverlässigkeit für die
Durchführung der Leistungsprüfung verfügt.

(2) Für Empfänger von Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch Teil II und XII und diesen einkom-
mensmäßig gleichstehende Personen wird die Steuer auf Antrag um die Hälfte des Steuersat-
zes nach § 2 gesenkt, jedoch nur für einen Hund.

§ 5
Allgemeine Voraussetzungen

für Steuerbefreiung und Steuerermäßigung

(1) Eine Steuerbefreiung nach § 3 bzw. eine Steuerermäßigung nach § 4 wird nur gewährt, wenn
der Hund, für den Steuervergünstigung in Anspruch genommen wird, für den angegebenen
Verwendungszweck hinlänglich geeignet ist.

(2) Der Antrag auf Steuerbefreiung oder -ermäßigung ist spätestens zwei Wochen vor Beginn des
Monats, in dem die Steuervergünstigung wirksam werden soll, schriftlich bei der Gemeinde
Stemwede zu stellen. Bei verspätetem Antrag wird die Steuer für den nach Eingang des An-
trags beginnenden Kalendermonat auch dann nach den Steuersätzen des § 2 erhoben, wenn
die Voraussetzungen für die beantragte Steuervergünstigung vorliegen.

(3) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung oder -ermäßigung weg, so ist dies inner-
halb von zwei Wochen nach dem Wegfall der Gemeinde Stemwede schriftlich anzuzeigen.

§ 6
Beginn und Ende der Steuerpflicht

(1) Die Steuerpflicht beginnt mit dem 1. des Monats, in dem der Hund aufgenommen worden ist.
Bei Hunden, die dem Halter durch Geburt von einer von ihm gehaltenen Hündin zuwachsen,
beginnt die Steuerpflicht mit dem 1. des Monats, in dem der Hund drei Monate alt geworden ist.
In den Fällen des § 1 Abs. 3 Satz 2 beginnt die Steuerpflicht mit dem 1. des Monats, in dem der
Zeitraum von zwei Monaten überschritten worden ist.

(2) Die Steuerpflicht endet mit dem Ablauf des Monats, in dem der Hund veräußert oder sonst ab-
geschafft wird, abhanden kommt oder eingeht.

(3) Bei Zuzug eines Hundehalters aus einer anderen Gemeinde beginnt die Steuerpflicht mit dem
1. des auf den Zuzug folgenden Monats. Bei Wegzug eines Hundehalters aus der Stadt endet
die Steuerpflicht mit Ablauf des Monats, in den der Wegzug fällt.

§ 7
Festsetzung und Fälligkeit der Steuer

(1) Die Steuer wird für ein Kalenderjahr oder - wenn die Steuerpflicht erst während des Kalender-
jahres beginnt - für den Rest des Kalenderjahres festgesetzt.
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(2) Die Steuer wird erstmalig einen Monat nach dem Zugehen des Festsetzungsbescheides für die
zurückliegende Zeit und dann vierteljährlich am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. No-
vember mit einem Viertel des Jahresbetrages fällig. Sie kann für das ganze Jahr im Voraus ent-
richtet werden. Bis zum Zugehen eines neue Steuer- und Abgabenbescheides ist die Steuer
über das Kalenderjahr hinaus zu den gleichen Fälligkeitsterminen weiter zu entrichten. Endet
die Steuerpflicht während des Kalenderjahres, so ist die zu viel gezahlte Steuer zu erstatten.

(3) Wer einen bereits in einer Gemeinde der Bundesrepublik versteuerten Hund erwirbt oder mit
einem solchen Hund zuzieht oder wer an Stelle eines abgeschafften, abhanden gekommenen
oder eingegangenen Hundes einen neuen Hund erwirbt, kann die Anrechnung der nachweislich
bereits entrichteten, nicht erstatteten Steuer auf die für den gleichen Zeitraum zu entrichtende
Steuer verlangen.

§ 8
Sicherung und Überwachung der Steuer

(1) Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb von zwei Wochen nach der Aufnahme
oder - wenn der Hund ihm durch Geburt von einer von ihm gehaltenen Hündin zugewachsen ist
- innerhalb von zwei Wochen, nachdem der Hund drei Monate alt geworden ist, unter Angabe
der Hunderasse bei der Gemeinde Stemwede anzumelden. In den Fällen des § 1 Abs. 3 Satz 2
muss die Anmeldung innerhalb von zwei Wochen nach dem Tage, an dem der Zeitraum von
zwei Monaten überschritten worden ist, und in den Fällen des § 6 Abs. 3 Satz 1 innerhalb der
ersten zwei Wochen des auf den Zuzug folgenden Monats erfolgen.

(2) Der Hundehalter hat den Hund innerhalb von zwei Wochen, nachdem er ihn veräußert oder
sonst abgeschafft hat, nachdem der Hund abhanden gekommen oder eingegangen ist oder
nachdem der Halter aus der Gemeinde Stemwede weggezogen ist, bei der Gemeinde Stemwe-
de abzumelden. Im Falle der Abgabe des Hundes an eine andere Person sind bei der Abmel-
dung der Name und die Anschrift dieser Person anzugeben.

(3) Grundstückseigentümer, Haushaltungsvorstände und deren Stellvertreter sind verpflichtet, den
Beauftragten der Stadt auf Nachfrage über die auf dem Grundstück, im Haushalt oder Betrieb
gehaltenen Hunde und deren Halter wahrheitsgemäß Auskunft zu erteilen (§ 12 Abs. 1 Nr. 3a
KAG NW in Verbindung mit § 93 AO). Zur wahrheitsgemäßen Auskunftserteilung ist auch der
Hundehalter verpflichtet.

(4) Bei Durchführung von Hundebestandsaufnahmen sind die Grundstückseigentümer, Haushal-
tungsvorstände sowie deren Stellvertreter zur wahrheitsgemäßen Ausfüllung der ihnen vom
Steueramt übersandten Nachweisungen innerhalb der vorgeschriebenen Fristen verpflichtet (§
12 Abs. 1 Nr. 3a KAG NW in Verbindung mit § 93 AO). Durch das Ausfüllen der Nachweisun-
gen wird die Verpflichtung zur An- und Abmeldung nach den Absätzen 1 und 2 nicht berührt.

§ 9
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 20 Abs. 2 Buchst. b) des Kommunalabgabengesetzes für das Land
Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712), zuletzt geändert durch Art. 1
Jagdsteuerabschaffungsgesetz vom 30. Juni 2009 (GV NRW S. 394), handelt, wer vorsätzlich oder
leichtfertig

1. als Hundehalter entgegen § 5 Abs. 4 den Wegfall der Voraussetzungen für eine Steuervergüns-
tigung nicht rechtzeitig anzeigt,

2. als Hundehalter entgegen § 8 Abs. 1 einen Hund nicht oder nicht rechtzeitig anmeldet,

3. als Hundehalter entgegen § 8 Abs. 2 einen Hund nicht oder nicht rechtzeitig abmeldet,
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4. als Grundstückseigentümer, Haushaltungsvorstand oder deren Stellvertreter entgegen § 8 Abs.
5 die vom Steueramt übersandten Nachweisungen nicht wahrheitsgemäß oder nicht fristgemäß
ausfüllt.

§ 10
Inkrafttreten

Diese Hundesteuersatzung tritt am 01.01.2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung vom
15.12.1993 außer Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) nach Ablauf eines Jahres seit der Verkün-
dung gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Stemwede vorher gerügt und
daher die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Stemwede, den 16. Dezember 2015 Gemeinde Stemwede
Der Bürgermeister
gez. Abruszat

48 Amtliche Bekanntmachung

Satzung
über die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen

in der Gemeinde Stemwede
vom 16.12.2015

Aufgrund der
 §§ 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung

der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NW 1994 S. 666), in der derzeit gültigen Fassung,
 §§60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 31.07.2009 (BGBl. I 2009 S. 2585ff) in der derzeit gültigen Fassung,
  §§ 51 und 161 a des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz –

LWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV. NW 1995 S. 926 / SGV. NW
77) in der derzeit gültigen Fassung sowie des

 § 2 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969
(GV. NW 1969 S. 712), in der derzeit gültigen Fassung

hat der Rat der Gemeinde Stemwede in seiner Sitzung am 16.12.2015 folgende Satzung beschlos-
sen:

§ 1
Allgemeines

1. Die Gemeinde betreibt in Ihrem Gebiet die Entsorgung der Grundstücksentwässerungsanlagen
als öffentliche Einrichtung. Diese bildet eine rechtliche und wirtschaftliche Einheit.

2. Grundstücksentwässerungsanlagen im Sinne dieser Satzung sind abflusslose Gruben und
Kleinkläranlagen für häusliches Schmutzwasser.
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3. Die Entsorgung umfasst die Entleerung der Anlagen sowie Abfuhr und Behandlung der Anla-
geninhalte. Zur Durchführung der Entsorgung kann sich die Gemeinde Dritter als Erfüllungsge-
hilfen bedienen.

§ 2
Anschluss- und Benutzungsrecht

1. Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde liegenden Grundstückes ist vorbehaltlich der
Einschränkungen in dieser Satzung berechtigt, von der Gemeinde die Entsorgung seiner
Grundstücksentwässerungsanlage und die Übernahme des Inhalts zu verlangen (Anschluss-
und Benutzungsrecht).

2. Von der gemeindlichen Entsorgung im Rahmen dieser Satzung sind Grundstücksentwässe-
rungsanlagen auf Grundstücken ausgeschlossen, soweit die Gemeinde für diese Grundstücke
gem. § 53 Abs. 4 LWG von der Entsorgung freigestellt ist.

§ 3
Begrenzung des Benutzungsrechtes

1. Von der Entsorgung im Rahmen dieser Satzung ist Abwasser ausgeschlossen, das aufgrund
seiner Inhaltsstoffe,
a) die mit der Entleerung und Abfuhr beschäftigten Mitarbeiter verletzt oder Geräte und Fahr-

zeuge in ihrer Funktion beeinträchtigt oder
b) das in der öffentlichen Abwasseranlage beschäftige Personal gefährdet oder gesundheitlich

beeinträchtigt oder
c) die öffentliche Abwasseranlage in ihrem Bestand angreift oder ihren Betrieb, die Funktions-

fähigkeit oder die Unterhaltung gefährdet, erschwert, verteuert oder behindert oder
d) die Klärschlammbehandlung, -beseitigung oder -verwertung beeinträchtigt oder verteuert

oder
e) die Reinigungsprozesse der Abwasseranlage so erheblich stört, dass dadurch die Anforde-

rungen der wasserrechtlichen Einleitungserlaubnis nicht eingehalten werden können.
2. Eine Verdünnung oder Vermischung des Abwassers mit dem Ziel, Grenzwerte einzuhalten, darf

nicht erfolgen.

§ 4
Anschluss- und Benutzungszwang

1. Jeder anschlussberechtigte Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Entsorgung der Grund-
stücksentwässerungsanlage ausschließlich durch die Gemeinde zuzulassen und den zu ent-
sorgenden Inhalt der Gemeinde zu überlassen (Anschluss- und Benutzungszwang).

2. Der Anschluss- und Benutzungszwang gilt auch für das in landwirtschaftlichen Betrieben anfal-
lende häusliche Abwasser. Die Gemeinde kann im Einzelfall den Grundstückseigentümer für
das in landwirtschaftlichen Betrieben anfallende Abwasser auf Antrag vom Anschluss- und Be-
nutzungszwang befreien, wenn die Voraussetzungen des § 51 Abs. 2 Nr. 1 LWG NRW gege-
ben sind. Hierzu muss der Grundstückseigentümer nachweisen, dass das Abwasser im Rah-
men der pflanzenbedarfsgerechten Düngung auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärt-
nerisch genutzten Böden ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit im Einklang mit
den wasserrechtlichen, abfallrechtlichen, naturschutzrechtlichen und immissionsschutzrechtli-
chen Bestimmung aufgebracht wird. Der Nachweis ist erbracht, wenn der Landwirt eine wasser-
rechtliche, abfallrechtliche, naturschutzrechtliche und immissionsschutzrechtliche Unbedenk-
lichkeitsbescheinigung der zuständigen Behörden vorlegt.

§ 5
Ausführung, Betrieb und Unterhaltung der Grundstücksentwässerungsanlagen

1. Die Grundstücksentwässerungsanlage ist nach den gem. § 60 WHG und § 57 LWG jeweils in
Betracht kommenden Regeln der Technik zu bauen, betreiben und unterhalten. Bei Kleinkläran-
lagen ist insbesondere die DIN 4261 zu beachten. Die untere Umweltbehörde ordnet in ihrer
Funktion als untere Wasserbehörde bei Bedarf die Sanierung an.

2. Grundstücksentwässerungsanlage und Zuwegung sind so zu bauen, dass die Anlage durch die
von der Gemeinde eingesetzten Entsorgungsfahrzeuge mit vertretbarem Aufwand entsorgt
werden können. Die Anlage muss frei zugänglich und der Deckel muss durch eine Person zu
öffnen sein.

3. Der Grundstückseigentümer hat Mängel im Sinne des Abs. 2 nach Aufforderung zu beseitigen
und die Grundstücksentwässerungsanlage in einen ordnungsgemäßen Zustand zu bringen.
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§ 6
Durchführung der Entsorgung

1. Vollbiologische Kleinkläranlagen mit der Bauartzulassung vom Deutschen Institut für Bautech-
nik (DIBt) sind entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik bei Bedarf, min-
destens jedoch im vierjährigen Abstand zu entleeren, soweit auf der Grundlage des § 57 LWG
keine anderen Regelungen eingeführt worden sind. Vollbiologische Kleinkläranlagen ohne Bau-
artzulassung sind je nach Größe und Bedarf in kürzeren Zeitintervallen zu entsorgen, die von
der Gemeinde im Einzelfall festgelegt werden. Der Grundstückseigentümer hat die Entsorgung
rechtzeitig mündlich oder schriftlich zu beantragen.

2. Abflusslose Gruben sind bei Bedarf, mindestens aber einmal im Jahr zu entleeren. Ein Bedarf
liegt vor, wenn die abflusslose Grube bis 50 % des nutzbaren Speichervolumens angefüllt ist.
Ist die abflusslose Grube mit einer Füllstandsanzeige und einer Warnanlage ausgerüstet, so
liegt ein Bedarf vor, wenn die abflusslose Grube bis auf 80 % des nutzbaren Speichervolumens
angefüllt ist. Der Grundstückseigentümer hat die Entsorgung rechtzeitig mündlich oder schrift-
lich zu beantragen.

3. Auch ohne vorherigen Antrag und außerhalb des Entsorgungsplanes kann die Gemeinde die
Grundstücksentwässerungsanlagen entsorgen, wenn besondere Umstände die Entsorgung er-
fordern oder die Voraussetzungen für die Entsorgung vorliegen und ein Antrag auf Entsorgung
unterblieben ist.

4. Die Gemeinde bestimmt den genauen Zeitpunkt, die Art und Weise und den Umfang der Ent-
sorgung.

5. Zum Entsorgungstermin hat der Grundstückseigentümer die Grundstücksentwässerungsanlage
freizulegen und die Zufahrt zu gewährleisten (§ 5 Abs. 2).

6. Die Grundstücksentwässerungsanlage ist nach der Entleerung unter Beachtung der Betriebsan-
leitung, der DIN-Vorschriften und der wasserrechtlichen Erlaubnis wieder in Betrieb zu nehmen.

7. Der Anlageninhalt geht mit der Übernahme in das Eigentum der Gemeinde über. Die Gemeinde
ist nicht verpflichten, darin nach verlorenen Gegenständen zu suchen oder suchen zu lassen.
Werden Wertgegenstände gefunden, sind sie als Fundsachen zu behandeln.

§ 7
Anmeldung und Auskunftspflicht

1. Der Grundstückseigentümer hat der Gemeinde das Vorhandensein von Kleinkläranlagen und
abflusslosen Gruben anzuzeigen. Die für die Genehmigung einer derartigen Anlage vorhande-
nen baurechtlichen und wasserrechtlichen Vorschriften bleiben unberührt.

2. Der Grundstückseigentümer ist darüber hinaus verpflichtet, der Gemeinde alle zur Durchfüh-
rung dieser Satzung erforderlichen Auskünfte unverzüglich zu erteilen. Außerdem ist der
Grundstückseigentümer verpflichtet, der Gemeinde die Berichte der mit der Wartung der Klein-
kläranlage beauftragten Fachfirma unverzüglich und unaufgefordert vorzulegen.

3. Erfolgt ein Eigentümerwechsel, so ist neben dem bisherigen auch der neue Eigentümer ver-
pflichtet, die Gemeinde unverzüglich hierüber zu benachrichtigen.

§ 8
Kontrolle der Grundstücksentwässerungsanlagen und Betretungsrechte

1. Im Rahmen ihrer Überwachungspflicht überzeugt sich die Gemeinde durch regelmäßige Kon-
trollen vom ordnungsgemäßen Betrieb der Grundstücksentwässerungsanlage.

2. Zum Zweck dieser Kontrollen und der Prüfung, ob die Vorschriften dieser Satzung befolgt wer-
den, ist den Beauftragten der Gemeinde ungehinderter Zutritt zu den in Frage kommenden Tei-
len des Grundstückes und der Grundstücksentwässerungsanlage zu gewähren. Die Beauftrag-
ten haben sich auf Verlangen durch einen von der Gemeinde ausgestellten Dienstausweis aus-
zuweisen.

3. Der Grundstückseigentümer hat das Betreten und Befahren seines Grundstückes zum Zwecke
der Entsorgung zu dulden.

§ 9
Haftung

1. Der Grundstückseigentümer haftet für Schäden infolge mangelhaften Zustandes oder unsach-
gemäßer Benutzung seiner Grundstücksentwässerungsanlage oder Zuwegung. In gleichem
Umfange hat er die Gemeinde Ersatzansprüchen Dritter freizustellen, die wegen solcher Schä-
den geltend gemacht werden.

2. Kommt der Grundstückseigentümer seinen Verpflichtungen aus dieser Satzung nicht oder nicht
ausreichend nach und ergeben sich hieraus Mehraufwendungen, ist er zum Ersatz verpflichtet.
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3. Kann die in der Satzung vorgesehene Entsorgung wegen höherer Gewalt nicht oder nicht
rechtzeitig durchgeführt werden, hat der Grundstückseigentümer keinen Anspruch auf Scha-
denersatz oder Ermäßigung der Benutzungsgebühr. Im übrigen haftet die Gemeinde im Rah-
men der gesetzlichen Bestimmungen.

§ 10
Benutzungsgebühren

1. Die Gemeinde erhebt Benutzungsgebühren nach Maßgabe des KAG NW und den Bestimmun-
gen dieser Satzung.

2. Maßstab für die Benutzungsgebühr ist die festgestellte Menge des abgefahrenen Grubenin-
halts. Zur Abfuhrmenge gehört auch das für das Absaugen etwa erforderliche Spülwasser. Als
Berechnungseinheit gilt der m³ des abgefahrenen Grubeninhalts, gemessen an der Messein-
richtung des Entsorgungsfahrzeuges.

3. Bei jeder Entsorgung ist die Menge des abzufahrenden Grubeninhalts zu ermitteln. Der ermittel-
te Wert soll vom Grundstückseigentümer oder dessen Beauftragten bestätigt werden.

4. Die Gebührenpflicht entsteht mit der Abfuhr, im Falle des § 11 Abs. 2 mit der vergeblichen An-
fahrt.

5. Gebührenpflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Entsorgung Eigentümer der zu entsorgenden
Grundstücksentwässerungsanlage ist.

6. Die Veranlagung zur Benutzungsgebühr wird dem Gebührenpflichtigen durch einen Gebühren-
bescheid bekanntgegeben. Die Benutzungsgebühr wird einem Monat nach Bekanntgabe des
Gebührenbescheides fällig.

§ 11
Gebührensätze

1. Die Benutzungsgebühr für die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen beträgt
a) bei Kleinkläranlagen        33,87 € je Kubikmeter abgefahrenen Grubeninhalts,
b) bei abflusslosen Gruben 21,86 € je Kubikmeter abgefahrenen Grubeninhalts.

2. Für eine vergebliche Anfahrt sind 56,52 € je angefangene halbe Stunde zu zahlen.

§ 12
Berechtigte und Verpflichtete

1. Die sich aus dieser Satzung für den Grundstückseigentümer ergebenden Rechte und Pflichten
gelten entsprechend auch für Wohnungseigentümer, Erbbauberechtigte und sonstige zur Nut-
zung des Grundstücks dinglich Berechtigte. Die sich aus §§ 2, 4, 6, Abs. 2, 5 und 6, §§ 8 und 9
ergebenden Pflichten gelten auch für jeden schuldrechtlich zur Nutzung Berechtigten sowie je-
den tatsächlichen Benutzer.

2. Mehrere Verpflichtete sind gesamtschuldnerisch verantwortlich.

§ 13
Begriff des Grundstücks

Grundstücke im Sinne dieser Satzung sind unabhängig von der Eintragung im Grundbuch jeder zu-
sammenhängende Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet.

§ 14
Ordnungswidrigkeiten

1. Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder grob fahrlässig
a) Abwasser einleitet, das nicht den Anforderungen des § 3 entspricht,
b) entgegen § 4 sich nicht an die Entsorgung anschließt oder sie nicht benutzt.
c) Grundstücksentwässerungsanlagen nicht den Anforderungen des § 5 entsprechend baut,

betreibt oder unterhält oder einer Aufforderung zur Beseitigung der Mängel nach § 5 Abs. 3
nicht nachkommt,

d) entgegen § 6 Abs. 2 die Entleerung nicht oder nicht rechtzeitig beantragt,
e) entgegen § 6 Abs. 5 die Grundstücksentwässerungsanlage nicht freilegt oder die Zufahrt

nicht gewährleistet,
f) entgegen § 6 Abs. 6 die Grundstücksentwässerungsanlage nicht wieder in Betrieb nimmt,
g) seiner Auskunftspflicht nach § 8 Abs. 1 nicht nachkommt,
h) entgegen § 8 Abs. 2 den Zutritt nicht gewährt,
i) entgegen § 8 Abs. 3 das Betreten und Befahren seines Grundstücks nicht duldet.

2. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000,00 € geahndet werden.
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§ 15
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am 01.01.2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt die zurzeit geltende Fassung außer Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) nach Ablauf eines Jahres seit der Verkün-
dung gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Stemwede vorher gerügt und
daher die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Stemwede, den 16.12.2015 Gemeinde Stemwede
Der Bürgermeister
gez. Abruszat

49 Amtliche Bekanntmachung

Gebührensatzung
vom 16.12.2015

zur Entwässerungssatzung der Gemeinde Stemwede
vom 14.12.1995 in der zurzeit gültigen Fassung

Aufgrund der
 §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung

der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW 1994 S. 666) in der derzeit gültigen Fassung, der
 §§ 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen

(KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. 1969, S. 712) in der derzeit gültigen Fassung und
der

 §§ 53 c , 65 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV. NRW. 1995, S. 926) in der derzeit gültigen Fassung

 in Verbindung mit der Satzung über die Entwässerung der Grundstücke und den Anschluss an die
öffentliche Abwasseranlage – Entwässerungssatzung – der Gemeinde Stemwede vom 14.12.1995

hat der Rat der Gemeinde Stemwede in seiner Sitzung am 16.12.2015 die folgende Satzung be-
schlossen:

§ 1
Benutzungsgebühren

Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasseranlage im Sinne der §§ 4 Abs. 2 und 7 Abs. 2
KAG erhebt die Gemeinde zur Deckung der Kosten im Sinne des § 6 Abs. 2 KAG und der Verbands-
lasten nach § 7 KAG Benutzungsgebühren.

§ 2
Gebührenmaßstab und Gebührensatz

(1) Die Benutzungsgebühr für die Inanspruchnahme der Abwasseranlage wird teilweise als ver-
brauchsunabhängige Grundgebühr und teilweise als verbrauchsabhängige Benutzungsgebühr
erhoben.
Die verbrauchsunabhängige Grundgebühr wird je Anschluss erhoben.
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Die verbrauchsabhängige Benutzungsgebühr wird nach der Menge der Abwässer berechnet (Be-
rechnungseinheit), die der Abwasseranlage von den angeschlossenen Grundstücken zugeführt
wird.
Berechnungseinheit für die Niederschlagswassergebühr ist die auf den Grundstücken ange-
schlossenen bebauten und/oder befestigten Flächen von denen Niederschlagswasser abfluss-
wirksam in die gemeindliche Abwasseranlage gelangt.
Berechnungseinheit für die Schmutzwassergebühr ist der m³ Schmutzwasser.

(2) Die Niederschlagswassergebühr wird entsprechend der am 31.12. des Vorjahres angeschlosse-
nen bebauten und/oder befestigten Flächen berechnet.
Wird auf den angeschlossenen Grundstücken Niederschlagswasser von Dachflächen gesammelt
und auf den Grundstücken zur Nutzung zurückgehalten, wird die für die Berechnung der Nieder-
schlagswassergebühr zugrunde zu legende bebaute Fläche für jeden m³ des vorgehaltenen
Speichervolumens um 10 m² reduziert. Regenwasserspeicher unter 2 m³ Volumen werden dabei
nicht berücksichtigt (Bagatellgrenze).
Für das Einleiten von Niederschlagswasser wird für jeden m² an den öffentlichen Kanal ange-
schlossene, bebaute und/oder befestigte Fläche eine Gebühr in Höhe von 1,19 € erhoben.
Die Grundgebühr für den Anschluss von Niederschlagswasser beträgt monatlich je angefangene
50 m² angeschlossener, bebauter und/oder befestigter Fläche 1,15 €.
Für die Niederschlagswasserbeseitigung der an das öffentliche Kanalnetz angeschlossenen, be-
festigten Straßenoberflächen wird eine Gebühr von 1,40 €/m² erhoben.

(3) Als Schmutzwassermenge gelten die dem Grundstück aus öffentlichen oder privaten Wasserver-
sorgungsanlagen zugeführten sowie die auf dem Grundstück aus eigenen Brunnen geförderten
und aus Niederschlägen aufgefangenen Wassermengen, abzüglich der auf dem Grundstück
nachweislich zurückgehaltenen Wassermengen.
Hat der Gebührenpflichtige bei privaten Wasserversorgungsanlagen die zugeführte Wassermen-
ge nicht durch einen geeichten Wasserzähler ermittelt, so ist die Gemeinde berechtigt, bei der
Abwasserberechnung eine Pauschale zugrunde zu legen, die dem durchschnittlichen Wasser-
verbrauch von 35 m³ jährlich  für jede auf dem Grundstück gemeldete Person entspricht. Bei ge-
werblich genutzten Grundstücken wird die Anzahl der auf dem Grundstück beschäftigten Perso-
nen zugrunde gelegt.
Stichtag für die auf dem Grundstück amtlich gemeldeten oder beschäftigten Personen ist der 30.
06 des Erhebungszeitraumes.

(4) Als Wassermenge, die der öffentlichen Wasserversorgungsanlage entnommen wurde, gilt die
durch Wasserzähler ermittelte Wassermenge. Hat ein Wasserzähler offenbar nicht richtig oder
überhaupt nicht gezählt, so wird die Wassermenge von der Gemeinde geschätzt.
Die Gemeinde kann außerdem die aus privaten Wasserversorgungsanlagen dem Grundstück zu-
geführten sowie die auf dem Grundstück aus eigenen Brunnen geförderten und aus Niederschlä-
gen aufgefangenen Wassermengen schätzen.
Die Schätzung entfällt, wenn der Grundstückseigentümer diese Wassermengen durch auf seine
Kosten fest und frostsicher eingebaute sowie den Bestimmungen des Eichgesetzes entsprechen-
de Wasserzähler konkret beziffert oder nachweist, dass privat gewonnenes Wasser nicht in die
Kanalisation gelangt.

(5) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentliche Entwässerungsanlage eingeleitet wur-
den, werden auf Antrag abgesetzt.
Der Grundstückseigentümer hat die abzusetzende Wassermenge durch einen  geeichten Was-
serzähler nachzuweisen.

(6) Sofern der Anschlussnehmer eine auf seine Kosten eingebaute und geeichte Abwassermessein-
richtung betreibt, wird die durch diese Messeinrichtung ermittelte Schmutzwassermenge bei der
Berechnung der Gebühr zugrunde gelegt.

(7) Die verbrauchsunabhängige monatliche Grundgebühr für einen Schmutzwasseranschluss und
einen Druckentwässerungsanschluss ergibt sich aus der Wasserzählernennweite.
Die Grundgebühr beträgt bei Wasserzählern in der Größe
alte Bezeichnung neue Bezeichnung
Qn 2,5 Q3 (MID) 4 6,00 €/Monat
Qn 6 Q3 (MID) 10 14,40 €/Monat
Qn 10 Q3 (MID) 16 24,00 €/Monat
Qn 15 Q3 (MID) 25 36,00 €/Monat
Qn 40 Q3 (MID) 40 / 63 96,00 €/Monat
Qn 60 Q3 (MID) 63 / 100 144,00 €/Monat
Die Verbrauchsgebühr beträgt je m³ Schmutzwasser 2,95 €.
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§ 3
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht

(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem Ersten des Monats, der auf den Zeitpunkt der betriebsferti-
gen Herstellung des Anschlusses folgt. Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr und bei Entste-
hung der Gebührenpflicht während eines Kalenderjahres der Restteil des Jahres.

(2) Für Anschlüsse, die beim Inkrafttreten dieser Satzung bereits bestehen, beginnt die Gebühren-
pflicht nach dieser Satzung mit deren Inkrafttreten.

(3) Die Gebührenpflicht endet mit dem Wegfall des Anschlusses an die Abwasseranlage. Endet die
Gebührenpflicht im Laufe eines Monats, so wird die Benutzungsgebühr bis zum Ablauf des Mo-
nats erhoben, in dem die Veränderung erfolgt.

§ 4
Gebührenpflichtige

(1) Gebührenpflichtig ist der Eigentümer des angeschlossenen Grundstücks; wenn ein Erbbaurecht
bestellt ist, tritt an dessen Stelle der Erbbauberechtigte. Mehrere Gebührenpflichtige sind Ge-
samtschuldner.

(2) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue Eigentümer vom Beginn des Monats an gebüh-
renpflichtig, der dem Monat der Rechtsänderung folgt.

(3) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Errechnung der Gebühren erforderlichen Auskünfte zu
erteilen und zu dulden, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemes-
sungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen.

§ 5
Heranziehung und Fälligkeit der Gebühren

(1) Die Niederschlagswasser- und Schmutzwassergebühren werden innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. Ist im Gebührenbescheid ein anderer Zeitpunkt für
die Fälligkeit angegeben, gilt dieser. Die Gebühren können zusammen mit anderen Abgaben in
einem gemeinsamen Bescheid angefordert werden.

(2) Auf die zu entrichtenden Schmutzwassergebühren, die nach dem 31.12. eines jeden Jahres für
das abgelaufene Jahr festgesetzt werden, erhebt die Gemeinde vierteljährliche Abschlagszahlun-
gen. Die Höhe der Abschlagszahlung wird nach der Wassermenge des Vorjahres berechnet. Be-
ginnt die Gebührenpflicht im Laufe eines Kalenderjahres, werden die Abschlagszahlungen für
dieses Jahr nach allgemeinen Erfahrungen festgesetzt.

§ 6
Billigkeitsmaßnahmen

Ergeben sich im Einzelfall besondere Härten, so können in sinngemäßer Anwendung der §§ 222 und
227 der Abgabenordnung vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 613) die Gebühren gestundet oder ganz oder
teilweise erlassen werden. Der Gleichheitsgrundsatz und der Grundsatz der steuerlichen Gleichmä-
ßigkeit sind zu beachten.

§ 7
Rechtsmittel und Zwangsmaßnahmen

(1) Die Rechtsmittel gegen Maßnahmen aufgrund dieser Satzung richten sich nach den Bestimmun-
gen der Verwaltungsgerichtsordnung vom 21.01.1960 (BGBl. I S. 17) und dem Gesetz zur Aus-
führung der Verwaltungsgerichtsordnung im Lande Nordrhein-Westfalen vom 26.03.1960 (GV.
NW S. 47 / SGV NW 303) in ihrer jeweiligen Fassung.

(2) Für Zwangsmaßnahmen aufgrund dieser Satzung gilt das Verwaltungsvollstreckungsgesetz für
das Land Nordrhein-Westfalen vom 13.05.1980 (GV. NW S. 510 / SGV NW 2010) in seiner jewei-
ligen Fassung.

§ 8
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt zum 01.01.2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt die zurzeit geltende Fassung außer Kraft.
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Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) nach Ablauf eines Jahres seit der Verkün-
dung gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Stemwede vorher gerügt und
daher die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Stemwede, den 16. Dezember 2015 Gemeinde Stemwede
Der Bürgermeister
gez. Abruszat

50 Amtliche Bekanntmachung

18. Satzung

vom 17.12.2015 zur Änderung der Gebührensatzung zur Satzung über die Abfallbeseitigung
 in der Gemeinde Stemwede vom 16.12.1993

Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), in der zurzeit gültigen Fas-
sung und der §§ 1,2,4,6 bis 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG NW) vom 21.10.1969 (GV. NRW. S. 712) in der zurzeit gültigen Fassung, hat der Rat
der Gemeinde Stemwede in seiner Sitzung am 16.12.2015 folgende Satzung beschlossen:

Artikel I

Die Gebührensatzung zur Satzung über die Abfallbeseitigung in der Gemeinde Stemwede vom
16.12.1993, zuletzt geändert durch die 17. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung zur Satzung
über die Abfallbeseitigung in der Gemeinde Stemwede vom 18.12.2014, wird geändert.

§ 4 erhält folgende Fassung:

„§ 4
Gebührenmaßstab und Gebührensatz

(1) Gebührenmaßstab für den Restmüll und den Bioabfall ist die Anzahl der zur Verfügung gestell-
ten Abfallbehälter, für die Pappe und das Papier das angeschlossene Grundstück.

(2) Die Benutzungsgebühr beträgt je Abfallbehälter für Restmüll mit einem Fassungsvermögen von
 60 l 6,60 €
 80 l 7,10 €
 120 l 8,30 €
 240 l 11,70 €
 60 l als Windeltonne 3,30 €
 80 l als Windeltonne 3,55 €
 120 l als Windeltonne 4,15 €
 1.100 l
-bei 4-wöchentlicher Entleerung 44,70 €
-bei 3-wöchentlicher Entleerung 56,20 €
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-bei 2-wöchentlicher Entleerung 82,10 €
-bei wöchentlicher Entleerung 156,80 €
monatlich.
Die Benutzungsgebühr beträgt je Abfallbehälter für Bioabfälle mit einem Fassungsvermögen
von
 60 l 7,60 €
 80 l 8,40 €
 120 l 9,90 €
 240 l 14,30 €
monatlich.

(3) Aufgrund besonderer vertraglicher Vereinbarungen ist privaten Unternehmern die Abfuhr des
Hausmülls mit zusätzlichem Beistellsack und die Abfuhr von Grünabfällen übertragen worden.
Das hierfür zu entrichtende privatrechtliche Entgelt wird im Einvernehmen mit der Gemeinde
festgesetzt.“

Artikel II

Diese Satzung tritt am 01.01.2016 in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) nach Ablauf eines Jahres seit der Verkün-
dung gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde

nicht durchgeführt,
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Stemwede vorher gerügt und

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.

Stemwede, den 17.12.2015

gez. Abruszat
Bürgermeister
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